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I 0086/2018 (STK) 

Interpellation Christian Werner (SVP, Olten): Rechtspraktikum (04.07.2018)  

 

Wer im Kanton Solothurn zur Anwaltsprüfung zugelassen werden möchte, muss die Voraus-

setzungen gemäss § 2 JPV (Juristische Prüfungsverordnung) erfüllen, wobei insbesondere ein 

Rechtspraktikum zu absolvieren ist. § 7 JPV regelt die Ausgestaltung des Rechtspraktikums 

derart, dass ein solches 12 Monate dauert und davon 6 Monate bei einem Rechtsanwalt oder 

einer Rechtsanwältin und 6 Monate auf einem solothurnischen Gericht, bei der Staatsanwalt-

schaft, etc. absolviert werden müssen. § 7 Abs. 5 JPV hält in diesem Zusammenhang fest, dass 

Abwesenheiten, insbesondere solche wegen Schwangerschaft, Ferien, Krankheit, Unfall oder 

Militärdienst, an die Dauer des Praktikums nicht angerechnet werden. 

Die letztgenannte Bestimmung führt zur geltenden (kantonalen) Praxis, dass Rechtsprakti-

kantinnen und Rechtspraktikanten während der Dauer des Praktikums nicht nur keine Ferien 

haben, sondern abgesehen davon auch sämtliche Abwesenheiten, bspw. wegen Schwanger-

schaft, Krankheit oder Unfall, Tod in der Familie oder wegen obligatorischem Militärdienst, in 

jedem Fall kompensieren müssen, ansonsten die Voraussetzungen zur Anwaltsprüfung nicht 

erfüllt werden. 

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass Rechtspraktikantinnen und 

Rechtspraktikanten erst durch den Nachweis der Praktikumsplätze zum Rechtspraktikum zu-

gelassen werden, weshalb bereits im Vorfeld klar definiert ist, wo und in welcher Zeitspanne 

das entsprechende Praktikum absolviert wird. Eine kurzfristige Verlängerung bzw. Verschie-

bung des Praktikums (wegen allfälliger Nachholbedürftigkeit aufgrund von Abwesenheiten) 

ist deshalb kaum möglich. 

Soweit ersichtlich, ist der Kanton Solothurn der einzige Deutschschweizer Kanton mit der 

genannten Praxis (keine Ferien während der Dauer des Praktikums, zwingende Kompensation 

bei Abwesenheiten wegen Schwangerschaft, Krankheit, Unfall, Militärdienst, etc.). In diesem 

Zusammenhang wird der Regierungsrat höflich um Beantwortung folgender Fragen ersucht. 

1. Wie steht der Regierungsrat zur genannten Praxis des Kantons Solothurn? 

2. Wie lässt sich aus Sicht des Regierungsrats die Regelung von § 7 Abs. 5 JPV mit den zwin-

genden Normen des Arbeitsrechts vereinbaren? 

3. Wie lässt sich aus Sicht des Regierungsrats die Regelung von § 7 Abs. 5 JPV – insbesondere 

mit Blick auf den obligatorischen Militärdienst bzw. eine Schwangerschaft – mit dem Dis-

kriminierungsverbot nach Art. 8 Abs. 2 BV vereinbaren? 

4. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, die fraglichen Bestimmungen dergestalt anzupas-

sen, dass eine Rechtspraktikantin bzw. ein Rechtspraktikant während der Dauer des Prak-

tikums eine beschränkte Anzahl Ferientage beziehen kann und/oder – begrenzt auf ein-

zelne Tage – gewisse Abwesenheiten, bspw. wegen Schwangerschaft, Krankheit oder Un-

fall, Tod in der Familie oder wegen obligatorischem Militärdienst, nicht kompensieren 

muss? 

 

Begründung 04.07.2018: Im Vorstosstext enthalten. 
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